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Bestimmungen des Abkommens, insbesondere des Arti-
kels 49, zu halten;

3. fordert die Besatzungsmacht Israel außerdem auf,
sich im Hinblick auf die Änderung des Charakters, des Status
und der demografischen Zusammensetzung des besetzten pa-
lästinensischen Gebiets, einschließlich Ost-Jerusalems, ge-
nauestens an ihre Verpflichtungen aufgrund des Völker-
rechts, einschließlich des humanitären Völkerrechts, zu hal-
ten;

4. verlangt abermals die sofortige und vollständige
Einstellung aller israelischen Siedlungstätigkeiten im gesam-
ten besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-
Jerusalems, und in dem besetzten syrischen Golan und fordert
in dieser Hinsicht die vollständige Durchführung aller ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats, so unter ande-
rem der Resolutionen 446 (1979) vom 22. März 1979, 452
(1979) vom 20. Juli 1979, 465 (1980) vom 1. März 1980, 476
(1980) vom 30. Juni 1980 und 1515 (2003) vom 19. Novem-
ber 2003;

5. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel ihre in
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli
200488 genannten rechtlichen Verpflichtungen erfüllt;

6. fordert erneut dazu auf, alle Gewalthandlungen
und Belästigungen seitens israelischer Siedler, vor allem ge-
gen palästinensische Zivilpersonen und ihr Eigentum, ein-
schließlich historischer und religiöser Stätten, und Agrarland,
zu verhindern, und unterstreicht die Notwendigkeit der
Durchführung der Resolution 904 (1994) des Sicherheitsrats,
in der der Rat die Besatzungsmacht Israel aufforderte, auch
weiterhin Maßnahmen zu beschließen und durchzuführen, so
unter anderem auch die Beschlagnahme von Waffen, mit dem
Ziel, rechtswidrige Gewalthandlungen seitens israelischer
Siedler zu verhindern, und in der er forderte, dass Maßnah-
men ergriffen werden, um die Sicherheit und den Schutz der
palästinensischen Zivilpersonen in dem besetzten Gebiet zu
gewährleisten;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 66/79

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 9. Dezember 2011,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 159 Stimmen bei 9 Ge-
genstimmen und 4 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/66/427, Ziff. 18)94:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra,
Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argen-
tinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burundi, Chi-
le, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik
Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frank-
reich, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gui-
nea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Le-
sotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mon-
golei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,



III. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

224

palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, ge-
achtet werden müssen,

in Bekräftigung ihrer einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich der Resolu
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hebliche Zerstörungen und Schäden an palästinensischen
Häusern, Sachwerten, lebenswichtigen Infrastrukturen und
öffentlichen Institutionen, darunter Krankenhäuser, Schulen
und Einrichtungen der Vereinten Nationen, verursacht und
zur Binnenvertreibung von Zivilpersonen geführt haben, so-
wie des Abfeuerns von Raketen nach Israel,

betonend, dass alle Parteien die Resolution 1860 (2009)
des Sicherheitsrats vom 8. Januar 2009 und die Resolution
ES-10/18 der Generalversammlung vom 16. Januar 2009
vollständig durchführen müssen,

in ernster Sorge über Berichte, wonach während der Mi-
litäroperationen im Gazastreifen von Dezember 2008 bis Ja-
nuar 2009 schwere Menschenrechtsverletzungen und schwere
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht begangen wur-
den, namentlich über die Feststellungen in der vom General-
sekretär erstellten Zusammenfassung des Berichts der Unter-
suchungskommission104 sowie in dem Bericht der Ermitt-
lungsmission der Vereinten Nationen für den Gaza-Kon-
flikt105, und erneut darauf hinweisend, dass alle Parteien den
an sie gerichteten Empfehlungen ernsthaft Folge leisten müs-
sen, um Rechenschaftspflicht und Gerechtigkeit zu gewähr-
leisten,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die kurz-
und langfristigen schädlichen Auswirkungen dieser erhebli-
chen Zerstörungen und der anhaltenden Behinderung des
Wiederaufbauprozesses durch die Besatzungsmacht Israel auf
die Menschenrechtslage und die sozioökonomische und hu-
manitäre Lage der palästinensischen Zivilbevölkerung,

sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die
israelische Politik der Abriegelungen, die Verhängung gra-
vierender Einschränkungen, die Errichtung von Kontroll-
punkten, von denen mehrere in Anlagen umgewandelt wur-
den, die dauerhaften Grenzübergängen gleichkommen, und
die Auferlegung eines Genehmigungssystems, die allesamt
die Bewegungsfreiheit von Personen und Gütern, namentlich
medizinischen und humanitären Gütern, im gesamten besetz-
ten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems,
behindern und den Zusammenhang des Gebiets beeinträchti-
gen, und über die sich daraus ergebende Verletzung der Men-
schenrechte des palästinensischen Volkes und die negativen
Auswirkungen auf seine sozioökonomische Lage, die im Ga-
zastreifen nach wie vor eine humanitäre Krisensituation dar-
stellt, und auf die Anstrengungen zur Wiederherstellung und
Entwicklung der palästinensischen Wirtschaft sowie gleich-
zeitig Kenntnis nehmend von den jüngsten Entwicklungen
der Lage im Hinblick auf den Zugang dorthin,

ferner mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber,
dass Tausende von Palästinensern, darunter viele Kinder und
Frauen, nach wie vor unter harten Bedingungen, die ihr
Wohlergehen beeinträchtigen, darunter unhygienische Zu-
stände, Einzelhaft, das Fehlen einer angemessenen medizini-
schen Versorgung, die Verweigerung von Familienbesuchen

und die Verweigerung eines ordnungsgemäßen Verfahrens,
in israelischen Gefängnissen oder Internierungszentren ein-
sitzen, sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über
die Misshandlung und Drangsalierung palästinensischer
Häftlinge und alle Berichte über Folter,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die möglichen
Folgen des Erlasses militärischer Anordnungen durch die Be-
satzungsmacht Israel in Bezug auf die Inhaftierung, Gefan-
genhaltung und Ausweisung palästinensischer Zivilpersonen
aus dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich
Ost-Jerusalems, und in dieser Hinsicht daran erinnernd, dass
die Ausweisung von Zivilpersonen aus besetzten Gebieten
nach dem humanitären Vö
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alle anderen auf die Änderung des Charakters, des Status und
der demografischen Zusammensetzung des besetzten palästi-
nensischen Gebiets, einschließlich Ost-Jerusalems und seiner
Umgebung, abzielenden Maßnahmen beendet, die allesamt,
neben anderen Folgen, schwerwiegende und schädliche Aus-
wirkungen auf die Menschenrechte des palästinensischen
Volkes und die Aussichten auf eine friedliche Regelung ha-
ben;

5. verurteilt alle Gewalthandlungen, einschließlich
aller Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung
und der Zerstörung, insbesondere die übermäßige Anwen-
dung von Gewalt durch die israelischen Besatzungstruppen
gegen palästinensische Zivilpersonen, insbesondere im Gaza-
streifen, die viele Tote und eine große Zahl von Verletzten,
namentlich unter den Kindern, gefordert und zu massiven Be-
schädigungen und Zerstörungen von Häusern, Eigentum, le-
benswichtiger Infrastruktur und öffentlichen Institutionen,
darunter Krankenhäuser, Schulen und Einrichtungen der Ver-
einten Nationen, und von Agrarland sowie zur Binnenvertrei-
bung von Zivilpersonen geführt haben;

6. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis




